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Nicht nur Eselsbrücken führen nach Kyjiw
taz 🐾 lage

„Wie schreiben wir noch mal die uk-
rainische Hauptstadt?“ Als der Foto-
kollege das in die Runde fragt, weiß 
sein Gegenüber von taz.eins sofort 
Rat: Immerhin hat der als häufiger 
Produzent der Seiten 2 und 3 im-
mer wieder mit der Stadt zutun. „K-
y-j-i-w“, buchstabiert er es vor. „Ich 
kann mir das nie merken“, kommt 
zurück. „Ganz einfach“, sagt der Uk-
raine-Beauftragte: Die Buchstaben 
in der Wortmitte werden immer be-
scheidener; auf das y mit zwei Stri-

chen folgt das einstrichige j, das wie-
derum vom kürzeren i abgelöst wird. 
Der Fotoredakteur strahlt.

Ob auch die deutsche Außen-
ministerin von dieser Eselsbrücke 
weiß, ist ungewiss. Klar ist nur, dass 
Baerbocks Ministerium zum zwei-
ten Jahrestag des Ukrainekriegs im 
Februar mitgeteilt hatte, statt der 
Umschrift des russischen Namens 
(Kiew) fortan die des ukrainischen 
(Kyjiw) zu verwenden. So wie es die 
taz, vielen Diskussionen in der Re-

daktion zum Trotz, schon lange tut. 
Auch um zu betonen, dass das Ukrai
nische eine eigene Sprache ist – und 
so Solidarität mit dem angegriffenen 
Land zu zeigen.

Andere Medien hingegen nutzen 
weiter die russische Version (dabei 
lässt der Duden beide Schreibwei-
sen zu). Aus Gewohnheit? Aus poli-
tischen Gründen? Vielleicht hat sich 
die Eselsbrücke einfach noch nicht 
bis SZ, Spiegel & Co. herumgespro-
chen. Viel wahrscheinlicher aber: Sie 

haben schlicht keine Barbara Oertel.
So schrieb die taz-Auslandsche-

fin (und noch viel größere Ukra-
ine-Beauftragte) 2022 eine unmiss-
verständliche Mail an alle Beteilig-
ten: „Wir geben jetzt den Putin und 
reichen autoritär durch: Die ukra-
inische Hauptstadt heißt KYJIW – 
zumindest in der taz. Bei Zuwider-
handlungen drohen die Labelung als 
ausländischer Agent und mindes-
tens fünf Jahre Haft.“ Eingängiger 
als jede Eselsbrücke.  Daniel Godeck

Aus Jerusalem  
Lisa Schneider

Auf einer Bühne am „Platz der 
Geiseln“ in Tel Aviv stehen Orna 
und Ronen Neutra und fordern 
die Regierung Israels dazu auf, 
„Charakterstärke und Mut“ zu 
zeigen. „Nur durch die Rück-
kehr unserer Lieben kann das 
jüdische Volk wieder ganz wer-
den“, sagt Orna Neutra ins Mi-
krofon. Ihr Sohn Omer befin-
det sich seit dem 7. Oktober in 
Gaza, entführt von der radikal
islamischen Hamas. Gemein-
sam mit den Angehörigen an-
derer Geiseln sprechen die bei-
den am Samstagabend zu den 
Tausenden, die sich auf dem 
Tel Aviver Platz versammelt ha-
ben. „Bring them home now“ 
steht auf einem Schild am Red-
nerpult der Bühne, viele ha-
ben israelische Fahnen mitge-
bracht und schwenken sie über 
den Köpfen der Menge.

Überall in Israel gab es am 
Samstag Demonstrationen: 
für einen Geiseldeal, der die 
132 noch immer in Gaza Festge-
haltenen nach Hause bringen 
soll. Mehrere Dutzend von ih-
nen sind wohl nicht mehr am Le-
ben. Und: gegen die Regierung 
von Premierminister Benjamin 
Netanjahu, der – so die immer 
lauter werdenden Vorwürfe – ei-
nen solchen Deal mit der Hamas 
torpediere.

Seit Wochen verhandeln Is-
rael und die Hamas indirekt 
über die Vermittler USA, Ägyp-
ten und Katar über ein Ab-
kommen. Im Tausch gegen die 
Freilassung palästinensischer 
Häftlinge aus israelischen Ge-
fängnissen sollen die Geiseln 
in Gaza freikommen. Außer-
dem sollen die Waffen ruhen. 
Doch an der Frage, was das ge-
nau bedeuten soll, scheitert die 
Einigung bisher. Die Hamas for-
dert einen dauerhaften Waffen-
stillstand, also ein Ende des Krie-
ges. Israel hingegen lehnt das 
entschieden ab und besteht wei-
terhin auf einer Bodenoffensive 
in Rafah.

Die Stadt im Süden des Küs-
tenstreifens ist das letzte Gebiet 
in Gaza, auf dem bisher keine is-
raelischen Bodentruppen statio-
niert sind. Im Laufe des Krieges 
forderte das israelische Militär 
die Bevölkerung Gazas immer 
wieder dazu auf, sich in die Stadt 
zu begeben. Über eine Million 
Menschen hatten dem Folge ge-
leistet und hausen dort in Zelt-
städten und Notunterkünften, 
etwa in Schulen und teuer an-
gemieteten Wohnungen.

Dass auch die USA Israel mit 
Nachdruck vor einer Offensive 
auf die Stadt warnen, liegt vor 
allem an den vielen Zivilistin-
nen und Zivilisten in Rafah. Das 
Ringen um die Bodenoffensive 
zieht sich – ebenso wie das Rin-
gen um den Geiseldeal – bereits 
seit mehreren Wochen. Kürzlich 
betonte Washington erneut: Is-
rael habe weiter keinen Plan vor-
gelegt, wie es mit den vielen Ge-
flüchteten dort umgehen wolle 
und wie ihnen im Falle einer 
Offensive Hilfslieferungen zu-
kommen sollten.

Viele Israelis werfen ihrer Re-
gierung vor, den seit fast sieben 
Monaten anhaltenden Krieg mit 
der Hamas mit einer gewissen 
Planlosigkeit zu führen. Span-
nungen innerhalb des Kriegs-
kabinetts verschärfen die-
ses Gefühl: Die rechten Regie-
rungsmitglieder machen Druck 
auf Netanjahu, keinen Deal mit 
der Hamas einzugehen. Benny 
Gantz, ehemaliger Verteidi-
gungsminister und nach dem 
Hamas-Überfall vom 7. Oktober 
von der Opposition ins Kriegs-
kabinett gewechselt, betont 
hingegen: Die oberste Priorität 
müsse die Rückkehr der Geiseln 
sein – noch vor einer Offensive 
auf Rafah.

Die Militärkampagne des Mili-
tärs in Gaza konnte bisher gerade 
mal 3 Geiseln ausfindig machen 
und retten. Durch den Geisel-
deal im November kamen hin-
gegen 105 in Gaza Festgehaltene 
frei. Doch seitdem haben sich die 
Fronten noch einmal deutlich 
verhärtet – auch weil für beide 
Seiten noch mehr als damals auf 
dem Spiel steht.

Insgesamt sollen nach Anga-
ben der Palästinensischen Auto-
nomiebehörde über 35.000 Men-
schen, darunter viele Frauen und 
Kinder, im Gazastreifen getötet 
worden sein. Auch die Infrastruk-
tur in dem Küstenstreifen ist zu 
großen Teilen zerstört, die Ver-
einten Nationen gaben jüngst be-
kannt, dass der Wiederaufbau Ga-
zas mindestens 16 Jahre dauern 
werde. Bevor die Delegation der 
Hamas am Samstag nach Ägyp-
ten anreiste, hatte sie betont,  al-
les dafür tun zu wollen, um ei-
nen Deal zu sichern. Am Sonntag 
gaben palästinensische Offizielle 
dann bekannt: Die Verhandlun-
gen stocken erneut. Zudem warf 
der Chef des Politbüros der Ha-
mas, Ismail Hanija, dem israeli-
schen Premier vor, die Vermitt-
lerbemühungen  zu sabotieren.

Israel selbst hat keine Dele-
gierten nach Kairo entsandt und 
wartet nach eigenen Angaben auf 
ein „positives Signal“ aus Ägyp-
ten. Der israelische TV-Sender 
i24News berichtete schon in der 
Nacht zum Sonntag in Berufung 
auf eine Quelle in Gaza, dass die 
Gespräche wohl einem „Kollaps“ 
entgegengingen.
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Israel billigt Aus für Al Jazeera

Beschlossen Israel will den arabischen TV-Sen-
der Al Jazeera im Land schließen. Ministerpräsi-
dent Benjamin Netanjahu teilte am Sonntag bei X 
(vormals Twitter) mit, dies habe seine Regierung 
einstimmig beschlossen. Er sprach dabei von 
„dem Hetzsender Al Jazeera“.

Hintergrund Bereits im März hatte das Parlament 
ein entsprechendes Gesetz gebilligt. Israel wirft 
dem in Katar ansässigen TV-Netzwerk Voreinge-
nommenheit vor. Al Jazeera berichtet seit 
Kriegsbeginn ausführlich über die katastrophale 
Lage in Gaza, zeigt aber auch regelmäßig Videos 
des militärischen Hamas-Arms. (dpa)

Protest in Israel gegen 
Stillstand in Kairo
In Städten wie Tel Aviv haben Angehörige erneut für eine Freilassung der Hamas-Geiseln 
demonstriert. Doch die Verhandlungen um einen Deal sind erneut ins Stocken geraten

Als der Krieg in Gaza begann, reiste der bri-
tisch-palästinensische Chirurg Ghassan Abu 
Sitta mit einem Team von Ärzte ohne Gren-
zen sofort dorthin, um Hilfe zu leisten. Ende 
November kehrte er nach London zurück und 
schilderte in Interviews, unter welchen Bedin-
gungen er in den Krankenhäusern Al-Schifa 
und Al-Ahli operieren musste: oft ohne Narkose 
und jegliche Schmerzmittel für die schwerver-
letzten Opfer der israelischen Bomben. Seine 
Erfahrungen teilte er im Januar auch den Er-
mittlern des Internationalen Strafgerichtshofs 
in Den Haag mit.

Der 55-jährige Ghassan Abu Sitta ist ein Ex-
perte für Konfliktmedizin, er hat dazu mehrere 
Bücher verfasst. Als Sohn palästinensischer El-
tern in Kuwait geboren, entschied er sich einst, 
wie schon sein Vater, für ein Medizinstudium 
in Glasgow. Seit 1989 reiste er immer wieder in 
den Gazastreifen, um dort Menschen zu helfen. 
Er hat aber auch im Irak, Libanon, Jemen so-
wie in Syrien gearbeitet. Im vergangenen März 
wurde er mit großer Mehrheit zum Rektor der 
Universität Glasgow gewählt.

Am Wochenende sollte Abu Sitta auf einer 
Konferenz in Paris sprechen, zu der er von ei-
ner Senatorin der französischen Grünen ein-
geladen worden war. Doch am Samstag wurde 
er auf dem Flughafen Paris Charles de Gaulle 
an der Einreise gehindert. Ein französischer 
Beamte sagte der Nachrichtenagentur AP zu-
folge, Abu Sitta sei abgewiesen worden, weil 
ihm die Einreise in alle Länder des Schengen-
Raums aufgrund eines deutschen Ersuchens 
verwehrt worden sei. Weitere Einzelheiten oder 
weitere Informationen wollte der französische 
Beamte, der gemäß den Vorschriften nicht öf-
fentlich genannt werden darf, nicht nennen. 
Das Präsidentenamt im Élyséepalast erklärte, 
über den Vorgang nicht informiert zu sein.

Bereits Mitte April war Abu-Sitta am Flugha-
fen in Berlin an der Einreise gehindert worden. 
Er hätte damals dort auf dem umstrittenen Pa-
lästina-Kongress sprechen sollen, der von der 
Polizei aufgelöst und verboten wurde. Am 
Samstag schrieb er auf X, dass er von Deutsch-
land nun offenbar für ein Jahr aus der gesam-
ten EU „verbannt“ worden sei.

Das Einreiseverbot wirft Fragen auf. Waren 
seine Darstellungen vor dem Senat in Paris 
nicht erwünscht? Oder hatten ihn die franzö-
sischen Grenzpolizisten womöglich mit dem 
(viel älteren) Historiker Salman Abu Sitta ver-
wechselt? Der war im April in Berlin ebenfalls 
nicht als Gastredner zugelassen worden. Als er 
per Video zugeschaltet wurde, brach die Poli-
zei das ab. Auch in Frankreich sorgt der Krieg 
in Gaza für Spannungen, an der Pariser Hoch-
schule Sciences Po und anderen Universitäten 
gibt es propalästinensische Proteste. Der kom-
munistische Senator Ian Brossat bezeichnete 
das Einreiseverbot ohne Zögern als „Schande“. 
Bei der Konferenz in Paris wurde eine aufge-
zeichnete Videobotschaft des unerwünschten 
Arztes ausgestrahlt.

Unklar ist, welche deutsche Behörde das Be-
tätigungsverbot gegen Ghassan Abu Sitta ver-
fügt hat – und warum. Kritiker werfen dem Arzt 
vor, der „Volksfront zur Befreiung Palästinas“ 
(PFLP) nahezustehen, weil er vor vier Jahren 
auf der Beerdigung eines verstorbenen Grün-
ders der Organisation eine Trauerrede hielt. 
Die PFLP steht seit 2023 auf der EU-Terrorliste. 
Aber ist das der Grund für das Einreiseverbot? 
Auf taz-Anfrage verwies das Bundesinnenmi-
nisterium am Sonntag auf die Bundespolizei 
und die Berliner Senatsverwaltung für Inne-
res. Abu Sittas Anwälte geben sich damit nicht 
zufrieden: Sie bereiten rechtliche Schritte vor, 
wie sie der taz sagten. 
� Rudolf Balmer (Paris) und Daniel Bax (Berlin)
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Die Hamas wirft 
Israels Premier vor, 
die Bemühungen  
um eine Einigung  
zu sabotieren


